
 

 

 

Kommunaler Haushalt 2019: 

 

Statt   
kaputtsparen:  

 
Verbesserung 

der 
Lebenslage 

  Dezember 2018 

Termine 

4. Dez. 19 Uhr: "Kommunales Krankenhaus - 
ein Zukunftsmodell für Solingen!" 
Personalcafeteria des Klinikums Haus E 

8. Dez.: 12 Uhr, Wuppertal - bei City-Arkaden: 
Internationaler Umweltaktionstag zum 
Weltklimagipfel in Katowice 
 
8. Dez.:15 Uhr Düsseldorf: Friedrich-Ebert-Str. 
„Nein! Zum neuen Polizeigesetz in NRW!“ 
 

Termine 

Nächste Montagsaktion: 

03. Dezember 18 Uhr 

Neumarkt/Zugang Kirchstr 

Ratssitzung zum Haushalt: 

Donnerstag, 06. Dezember 17 Uhr  

im Konzertsaal 



Kommunaler Haushalt 2019 – 
Statt Kaputtsparen: Verbesserungen! 
Am 6. Dezember wird im Stadtrat der kommunale 
Haushalt 2019 beraten und verabschiedet. Ein sol-
cher Haushalt ist für jeden Bürger wichtig, legt er 
doch die Eckpunkte für städtische Ausgaben und 
Einnahmen fest. Für Kämmerer Weeke ist dabei 
der wichtigste Maßstab: „Wir halten die schwarze 
Null. Dazu ist es nötig, im Spareifer nicht nach-
zulassen.“ Mit anderen Worten: Ausgaben redu-
zieren, mehr aus den Bürgern rauspressen und 
keine weiteren Schulden machen. Dazu ist die 
Stadt von der Landesregierung erpresst worden. 
Fast alle Ratsparteien fügen sich diesen angeblich 
alternativlosen Zwängen.   
SOLINGEN AKTIV dagegen legt einen anderen 
Maßstab an: Was sind die wichtigsten Anliegen 
der normalen Solinger_innen?  
Und dieser Maßstab ist alles andere als „realitäts-
ferne Spinnerei“, wie das die etablierten Parteien 
gern abtun wollen.  
Die kommunalen Finanzen stammen zum größe-
ren Teil aus den Landesfinanzen, zum Teil auch 
aus Bundeszuschüssen. Und Bund und Land geht 
es zur Zeit finanziell sehr gut: Der Bund erwirt-
schaftete im 1. Halbjahr 2019 einen Überschuss 
von  48 Mrd.€.. Und die Länder bis Ende Septem-
ber 20 Mrd. €. NRW hat knapp 700 Millionen € 
plus. Diese Überschüsse sind Ergebnis einer ver-
stärkten Umverteilung von unten nach oben – 
und dazu auch von den Kommunen zu Land und 
Bund: 
44 Millionen € muss die Stadt Solingen pro Jahr 
mehr aufwenden, weil Bund und Land Gesetze be-
schließen, deren Finanzierung sie aber den Kom-
munen aufzwingen. 
Um 8,4 Millionen verringert das Land 2019 seine 
Zuschüsse an Solingen aus dem Stärkungspakt… 
Warum sollen wir uns dieser Ausplünderung unter-
werfen? Wir meinen: Es geht auch anders: 
 

Das plant die Stadt: 
Die Grundsteuer B, die auf die Miet-Neben-
kosten umgelegt wird, soll um 5,5 Mio.€ jähr-
lich steigen.  

Beim städtischen Personal sollen weitere 100 
Stellen und über 1,5 Mio. € eingespart und die 
Arbeit enorm verdichtet werden. Aber jetzt 
schon werden manche Pflichtleistungen ver-
spätet oder schlecht erbracht (z.B. Unterhalts-
zahlungen). 

 

 

 

 

 

 

Für 200 Grundschulkinder gibt es trotz ange-
meldetem Bedarf kein Ganztagsangebot. Das 
Angebot am Offenen Ganztag (OGS) ist in je-
der Beziehung unzureichend. Land und Stadt 
zahlen den Trägern unter Tarif. Ein schlei-
chendes Ausbluten des OGS ist zu befürchten. 
Derzeit gibt es nur eine Ganztagsgrundschule. 

Bei den Hilfen zur Erziehung sollen 1,5 Mio.€ 
eingespart werden. 

Einrichtungen der offenen Jugendhilfe sind 
weiterhin unterfinanziert. Schließungen dro-
hen (wie z.B. beim Rollhaus) 

Das „Nachhaltigkeitskonzept“ steht unter ei-
nem Finanzierungsvorbehalt. Beim ÖPNV sol-
len weiter 600 000 € eingespart werden.  

Die Verwaltung plant eine „Schwarze Null“, 
mit der sich die Stadt der finanziellen Erpres-
sung beugt. 

 

Und das schlagen wir vor: 
Keine Erhöhung der Grund-
steuer B!  
Stattdessen Erhöhung der 
Gewerbesteuer - auch die 
Unternehmer sollen zahlen!  

Keine Einsparungen bei den unteren und 
mittleren Stellen der Stadt. Schaffung von 
mehr Ausbildungsplätzen bei der Stadt (der-
zeit nur 25 geplant!): 10-%-ige Ausbildungs-
quote bei Stadt und Eigenbetrieben!  
Bedarfsgerechter Ausbau von mindestens 10 
weiteren OGS-Gruppen. Zunächst in jedem 
Stadtteil eine Ganztagsgrundschule. Schritt-
weiser Umbau zum geschlossenen Ganztag an 
allen Schulen. 

Mehr Gelder für die präven-
tive Kinder- und Jugendar-
beit. Umwandlung der be-
schlossenen 16 
Ordnungskräfte incl. 2 prä-
ventiven Kräften in mindes-
tens 8 präventive Kräfte. 

Statt Einsparungen bei Takt und Strecken 
(z.B. nach Burg) weiterer Ausbau des ÖPNV 
– nur mit regenerativer Energie und fahr-
scheinfrei (Bürgerticket)! Mehr Radwege! 
Statt der illusionären 
„schwarzen Null“ – womit 
1 Mrd. € Gesamtschulden 
der Stadt nie abgetragen 
werden können: Streichung 
der Altschulden auf Kosten 
von Banken, Land und 
Bund.  

 


